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Kosten einer privaten Krankenversicherung:
Polizist, 45 Jahre, verheiratet, Ehefrau nicht berufstätig,
1 Kind

Polizist 50 % KV monatlich 160,49 Euro

Ehefrau 30 % KV monatlich 128,59 Euro

Kind 20 % KV monatlich   34,59 Euro

Gesamt 323,67 Euro

Das ergibt einen jährlichen Familienaufwand für die Krankenversi-
cherung von 3884,04 Euro.
Über die Freie Heilfürsorge könnte der Polizist die eigenen Beiträge
in Höhe von 1.925,88 Euro
pro Jahr sparen.

Neuer PräsidentNeuer PräsidentNeuer PräsidentNeuer PräsidentNeuer Präsident
PP RHEINPFALZPP RHEINPFALZPP RHEINPFALZPP RHEINPFALZPP RHEINPFALZ

Auf Vorschlag von Innenminister
Walter Zuber hat Ministerpräsident
Kurt Beck den Leitenden Polizei-
direktor Wolfgang Fromm zum 1.
November 2002 mit der Wahrneh-

mung der Geschäfte des Polizeiprä-
sidenten beim Polizeipräsidium  in
Ludwigshafen beauftragt.

Wolfgang Fromm war zuvor Lei-
ter Polizeieinsatz beim PP Trier und
Vertreter des Polizeipräsidenten.
Der 50-Jährige wohnt mit seiner
Familie in Koblenz. Polizist wurde
er im Juli 1969, seit Juni 1988 ge-
hört er dem höheren Polizeidienst
an. Nach Überzeugung der Landes-
regierung prädestinieren die vielfäl-
tigen beruflichen Tätigkeiten in Füh-
rungsaufgaben und die dabei gewon-
nenen Erfahrungen Wolfgang Fromm
für das Amt des Polizeipräsidenten.

Die GdP gratuliert ihrem langjäh-
rigen Mitglied und wünscht viel Er-
folg in der neuen Aufgabe.

Die GdP will für den Polizei-
beruf die Freie Heilfürsorge.
Das verspricht eine erhebliche
finanzielle Entlastung für die
Polizistinnen und Polizisten von
annähernd 2000 Euro im Jahr
und kann dem Dienstherrn Kos-
ten sparen.

Helmut Knerr, stellvertretender
Landesvorsitzender der GdP, be-
gründete bei einer Anhörung  des
Innenausschusses des Landtages die
Forderung nach Umstellung des
Systems von der bisherigen Gewäh-
rung von Beihilfe hin zur Freien
Heilfürsorge: „Untersuchungen bei
der Bereitschaftspolizei haben ge-
zeigt, dass ein effektives medizini-
sches Versorgungssytem für das
Land kostengünstiger ist als die
Gewährung von Beihilfen. Zudem
bekämen die Kolleginnen und Kol-
legen endlich die finanziellen Vor-
teile eingeräumt, die Polizistinnen
und Polizisten in anderen Bundes-
ländern schon seit Jahren haben.“

Heute muss sich ein Polizist über
die Beihilfeleistung des Landes
Rheinland-Pfalz hinaus privat gegen
das Krankheitsrisiko versichern.
Die Kosten liegen für ihn bei
50%iger Absicherung der Risiken je
nach Versicherer bei mehr als 160
Euro im Monat. Das kann er sich
bei Gewährung Freier Heilfürsorge
sparen.

Anlass des Anhörungsverfahrens
im Innenausschuss war das Vorha-
ben des Finanzministers, die Ge-
währungen der Beihilfe für Wahl-
leistungen (z.B. Zweibettzimmer)
an die Zahlung von 13 Euro monat-
lich zu koppeln. Das lehnen DGB
und GdP ab. Wir halten die Rege-
lung für verfassungswidrig.

Bereits in der Vergangenheit kürz-
te das Land immer wieder die Bei-
hilfe und führte erhebliche Eigen-
beiträge ein. Es drängt sich der Ver-
dacht auf, dass es mit Einschnitten
und Verschlechterungen gerade so
weiter geht, weil der Finanzminister
die schwache Rechtsposition der

Beamtinnen und Beamten ohne
Skrupel ausnutzen könnte. DGB
und GdP wollen echte
Verhandlungsrechte: Verhandeln
statt verordnen! Wir wollen nicht
warten, bis die Beihilfe an die Wand
gefahren ist.

Deshalb gehören Alternativen auf
den Tisch. Es muss unvoreingenom-
men und ernsthaft geprüft werden,
welche Varianten für unsere Kolle-
ginnen und Kollegen kostengünstiger
sind – und wenn der Dienstherr dabei
ebenfalls Geld sparen kann, dann ist
dies um so besser. Eine Möglichkeit
wäre das Schaffen der Wahl-
möglichkeit zum Übertritt der Be-
amtinnen und Beamten in die ge-
setzliche Krankenversicherung bei
Zahlung der hälftigen Beiträge durch
den Arbeitgeber. Eine andere Vari-
ante wäre die Gründung einer
Betriebskrankenkasse (BKK) für die
rheinland-pfälzische Polizei.

Zur Klarstellung: Priorität hat für
die GdP die Einführung der Freien
Heilfürsorge. „An günstige Alterna-
tiven zu denken, kann nie von Nach-
teil sein“, bekräftigt GdP-Landes-
vorsitzender Ernst Scharbach die
Haltung von DGB und GdP.

Behauptungen der DPolG in ei-
nem Flugblatt, die GdP würde eine
Betriebskrankenkasse als Ersatz zur
Freien Heilfürsorge fordern, sind
unsinnig. DPolG-Vorstand Wolfgang
Faber saß bei der Anhörung in der
dritten Reihe und durfte im Innen-
ausschuss kein Wort sagen. Statt-
dessen setzt die DPolG anschlie-
ßend wieder einmal Lügenmärchen
in die Welt. Offensichtlich sind die
„Experten“ der DPolG nicht in der
Lage oder nicht willens, einfache
Zusammenhänge aufzunehmen,
wenn die GdP die Interessen der
Polizei vertritt. Oder geht es der
DPolG wieder nur darum, mit
Schmutz zu werfen?

Wolfgang Fromm, neuer Polizei-
präsident beim PP Rheinpfalz
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Urlaubsreif?

Günstiger verreisen mit

PSW-Reisen
Rheinland-Pfalz GmbH

06131 - 9600923

Anzeige

GdP und PSW im
Internet:

http://www.gdp-rp.de
http://www.psw-rp.de

http://www.psw-reisen.de

eMail:

gdp-rheinland-pfalz@gdp-online.de
psw-rp@gdp-online.de

psw-reisen-rp@gdp-online.de

Anlässe reduzieren - Ver-
fahren vereinfachen

Die GdP vertritt in der Diskussi-
on zwei Grundforderungen: Zum
Einen muss die Zahl der
Beurteilungsanlässe gesenkt wer-
den, was beispielsweise durch Be-
förderungen nach Jahrgängen oder
engere Beförderungskorridore ge-
schehen kann. Zweitens wäre eine
Vereinfachung des Beurteilungs-
verfahrens hilfreich, was bei der
Gestaltung des Beurteilungsbogens
anfängt. Dazu Vorsitzender Ernst
Scharbach: „In den Beurteilungs-
massenverfahren ist diese romanhaf-
te Beurteilungsprosa vollkommen
überflüssig. Hier geht es überwie-
gend um die Reihenfolge.“

Die GdP-Personalräte vertraten
in Mainz auch die Auffassung, dass
die Beurteilungen vom Anlass der
Beurteilungen abhängig bleiben
müssten. Aus Anlass einer Stellen-
besetzung komme es mehr auf
Eignungsprognose und Befähigung
an, als auf eine hoch differenzierte
Leistungsfeststellung, während bei
Beförderung und ASA-Zulassung
die retrograde Beurteilung der Leis-

tung im Vordergrund stehe. Eine
deutliche Vereinfachung des
Einholens von Beurteilungs-
beiträgen (Kurzformular) und der
Wegfall der Sonderbegründung für
die Einstufung beispielsweise in A
waren weitere Beispiele für eine
Vereinfachung des Verfahrens. Herr
Leubecher, selbst einer der Väter der
geltenden Beurteilungsrichtlinie,
will zu dem Thema eine Arbeits-
gruppe aus rechtlich und praktisch
erfahrenen Leuten zusammen stel-
len und über Verbesserungen – bis
hin zur Veränderung der Richtlinie -
entscheiden.

Es kommt darauf an, was
man daraus macht

Die Beurteilungen nach der neuen
Richtlinie führen im Vergleich zur
früheren Regelbeurteilung zu besse-
ren Ergebnissen und höherer Akzep-
tanz. Dazu der Vorsitzende eines
Örtlichen Personalrates: „Das Wich-
tigste ist, dass die Beurteiler wieder
miteinander reden, zuerst der Erst-
beurteiler mit seinen Beratern und
dann der Zweitbeurteiler mit allen
Erstbeurteilern. Das kann nur bes-
ser werden als die einsamen Ent-
scheidungen im stillen Kämmer-
lein“. Wenn es tatsächlich noch Leu-
te gebe, die das Beraterteam als „Ba-
sar“ begreifen würden, in dem der
beste „Händler“ seine Leute auch
am besten „verkaufen“ könne oder
Erstbeurteiler, die der Meinung sei-
en, eine gute „Seilschaft“ zum
Zweitbeurteiler sei der Schlüssel
zum Erfolg, dann sei die jetzt vor-
geschriebene Entscheidung in der
Gruppe das richtige Korrektiv.

Was ist Leistung?

Praktiker berichten weiter: Nicht
nur die Richtlinie, auch die Vor-
gehensweise vor Ort ist wichtig für
die Akzeptanz der entstehenden
Beurteilungen. Zuerst sollte im Krei-
se der Beurteiler geklärt werden, was
unter „Leistung“ zu verstehen ist.
Wer die Entwicklung der Rechtspre-
chung verfolgt, stellt schnell fest:
Auch Lebens- und Diensterfahrung
sind Leistungskriterien. Oder anders
ausgedrückt: Die früheren Punkte-
systeme, in denen Dienst- und Le-
bensjahre zusätzlich zur Beurteilung
bepunktet wurden, sind obsolet,
weil die Rechtsprechung davon aus-
ging, dass diese Kriterien in das
Beurteilungsergebnis einzufließen
haben.

Einige weitere Merkpunkte sind
von großer Bedeutung für das Ge-
lingen einer Beurteilungsrunde:

Bewerbung ist wichtig: Die
Bewerbung ist wichtigste Vorausset-
zung für jede Beurteilung. Jeder, der
sich eine Chance ausrechnet, soll
sich der Konkurrenz stellen. Jeder,
der sich nicht bewirbt, braucht auch
nicht beurteilt zu werden und ver-
mindert den Verwaltungsaufwand.
Zudem ergibt sich aus der Bewer-
bung für den Dienstherrn die Ver-
pflichtung, das Ergebnis der
Personalauswahl individuell be-
scheiden zu müssen.

Beraterteam – nur die Reihen-
folge: Bei der Reihung durch das
Beraterteam sollten keinesfalls
Beurteilungsstufen (A,B oder C)
besprochen und festgelegt werden,
sondern nur die Reihenfolge. Alle
Erfahrungen zeigen, dass der falsch
verstandene Ansatz einer „takti-
schen Beurteilungsvorgabe“ meist in
die Hose geht.

Transparenz: Da absolute Dis-
kretion eine unrealistische Vorstel-
lung ist, bleibt nur Transparenz als
ein Mittel, Gerüchten, Halbwahr-
heiten und gezielten Teil-
informationen den Garaus zu ma-
chen.

Deshalb: Die Richtlinie sieht
zwar lediglich vor, das Beraterteam

noch einmal zusammen zu rufen,
wenn die gemeinsam festgelegte
Reihenfolge geändert wurde. Sobald
die Gesamt-Reihenfolge auf Zweit-
beurteilerebene gebildet wurde, soll-
ten trotzdem die Erstbeurteiler das
Beraterteam (und damit die Betrof-
fenen) über das Ergebnis informie-
ren.

Kontinuität:  Vertrauen in die
Verfahrensweise kann nur entstehen,
wenn von Jahr zu Jahr die Listen
nicht total durcheinander gewirbelt
werden. Das heißt, dass die
Beurteiler über die vermutete
Schnittstelle hinaus gewissenhaft zu
reihen und zu beurteilen haben. Diese
Reihung ist Grundlage der Entschei-
dungen des kommenden Jahres.

Personalräte: Wir denken, dass
das Prinzip der vertrauensvollen
Zusammenarbeit im Interesse aller
Beteiligten mit Leben erfüllt wer-
den muss. Wenn ein Personalrat
beispielsweise auf Fehler im Verfah-
ren aufmerksam wird, hat er im har-
ten Mitbestimmungsverfahren nur
die Möglichkeit, am Schluss das ge-
samte Beförderunsgpaket abzuleh-
nen, weil es mit diesem Fehler infi-
ziert ist. Da ist es doch besser, die
Personalräte umfassend zu infor-
mieren, sich auszutauschen und das
„Wächteramt“ zu akzeptieren.

Viele gute und fortschrittliche
Vorgesetzte begrüßen es ausdrück-
lich, dass der Personalrat in alle
wichtigen Schritte des Beurteilungs-
verfahrens eingebunden ist.

Natürlich wäre es besser, wenn wir ohne dieses „subjektive,
unvertretbare Werturteil“ von Menschen über Menschen auskom-
men würden. Doch da sind Grundgesetz und Beamtenrecht vor. Um
das Beste daraus zu machen, hat auf Anregung der GdP ein Erfah-
rungsaustausch über die zurückliegenden Beurteilungskampagnen
stattgefunden. Vertreter der Behörden und Einrichtungen sowie
der jeweiligen Personalräte nutzten die Gelegenheit, um mit Herrn
Leubecher (ISM) rechtliche und tatsächliche Probleme in der Um-
setzung der Beurteilungsrichtlinie zu besprechen und
Verbesserungsvorschläge einzubringen.
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Insbesondere die Leitungsebene
der Verkehrsdirektionen und der
Bußgeldbehörden waren Zielgrup-
pe eines Seminars der Landes-
polizeischule, das von POR Joachim
Thielges geleitet wurde. Von der
Begrifflichkeit doch eher im
Bereich OK angesiedelt, stell-
ten Frau Regierungs-
direktorien Ursula Fendl
(Zentrale Bußgeldstelle im
bayrischen Polizei-
verwaltungsamt) und  KHK
Kleinle vom PP Schwaben
die rechtlichen Möglichkeiten
der Gewinnabschöpfung bei
Ve r k e h r s o r d n u n g s -
widrigkeiten dar.

Ausgangslage
Ausgangslage war die Er-

kenntnis eines krassen Miss-
verhältnisses zwischen der
Höhe eines Bußgeldbeschei-
des einerseits und dem wirt-
schaftlichen Vorteil
anderseits. Die bloße Ahn-
dung der Owi kann deshalb
eine „positive“ Sanktion des
Fehlverhaltens auf Seiten des
„Täters“ bedeuten („das zahl
ich doch aus der Portokasse“) und
damit einhergehend auf Seiten der
Sachbearbeiter bei der Polizei eher
frustrierend wirken. Dabei kann der
wirtschaftliche Vorteil, der durch die
Begehung von Ordnungswidrigen
erlangt wird, wie bei kriminellem
Unrecht auch über die rechtlichen
Instrumentarien der Gewinnab-
schöpfung zunichte gemacht wer-
den.

Rechtliche Instrumentari-
en

Zwei Bestimmungen stehen hier
nebeneinander: während § 17/IV
OWIG die Gewinnabschöpfung im
Bußgeldverfahren regelt, greift  § 29
a OWIG als eigenständige Regelung

außerhalb des Bußgeldverfahrens.
Bei der Diskussion wurde deutlich,
dass es bei der „Wahl“ der Bestim-
mung in der Literatur unterschiedli-
che Rechtsmeinungen gibt.

Projektgruppe beim PP
Schwaben

Die Verkehrsdienststellen des PP
Schwaben haben Speditionen aus-
gemacht, die durch ständige Verlet-
zung der Vorschriften offensichtlich
enorme Gewinne machen. Ein
Rechenbeispiel mag die Dimension
verdeutlichen: Bei einer großen Spe-
dition hat man bei einer Überschrei-
tung der täglichen Lenkzeit um 20
% eine „Einsparung“ an Personal-
kosten von rund 24 Millionen Euro
im Monat errechnet. In Zusammen-
arbeit mit der Zentralen Bußgeld-
stelle Bayerns wurde schließlich eine
Konzeption gestrickt, die die Ab-
schöpfung der Gewinne zum Ziel

hat

Mögliche Anwendungs-
felder

Als mögliche Anwendungsfelder
im Verkehrsbereich bieten sich

· Überladungen
· Genehmigungs- und

Erlaubnisbescheide (Schwer-
transporte)

· Ladungssicherungsvor-
schriften

· Sonntagsfahrverbot
· Vorschriften über Lenk- und

Ruhezeiten
· Gefahrgutvorschriften
· Abfallentsorgungsvor-

schriften
an.

Fälle aus der Praxis
Wegen 260 durch Wiegescheine

belegter Überladungen hat die

Verwaltungsbehörde eine Geldbuße
von 25.000 € festgesetzt
(Rechtsgrundlage § 17/IV OWIG);
Urteil nach Einspruch: 15.000 €.
Das PP München hat einen Unter-
nehmer wegen Überladungen ange-

zeigt und den
wirtschaftlichen
Vorteil durch die
Überladungen mit
50.000 € berech-
net. Unter erstma-
liger Anwendung
von § 29a OWIG
wird der illegale
Gewinn eingezo-
gen.

Ausblick
Der Güterver-

kehr auf der Stra-
ße wird zuneh-
men. Prognosen
sagen eine Steige-
rung bis 2015 um
64 % voraus. Da-
mit entspricht der
jährliche Zu-
wachs der
G e s a m t -
transportmenge

der Bahn AG. Die Verstöße gegen
die regelmäßig sicherheitsrelevanten
Verkehrsvorschriften dürften dem-
nach proportional steigen.

Schon jetzt ist bei jedem vierten
tödlichen Verkehrsunfall ein Fahr-
zeug des Güterverkehrs beteiligt.
Wenn wir erreichen wollen, dass die
gewünschte präventive Wirkung
durch die Verfolgung bestimmter
Verkehrsverstöße erzielt wird,
kommt der Abschöpfung des wirt-
schaftlichen Vorteils eine weitaus
größere Bedeutung zu als der Ver-
hängung eines Bußgeldes. Die LPS
startet 2003 mit einem Seminar für
verkehrspolizeiliche Sachbearbeiter,
bei dem es insbesondere um die tak-
tische Ermittlungsführung bei sol-
chen Verfahren geht.

Der Güterkraftverkehr bereitet Probleme. Ungesicherte Ladung
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Günstige Konditionen
beim

Polizeisozialwerk
Rheinland-Pfalz GmbH
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Aus dem HPRPAus dem HPRPAus dem HPRPAus dem HPRPAus dem HPRP
Von einem Sachbearbeiter in

Koblenz war zu erfahren, dass für
den Geschäftsbereich des ISM zum
1. Januar 2003 eine zentrale
Schadensregulierungsstelle ein-
gerichtet werden soll. Ermittlungen
im ISM ergaben, dass dies tatsäch-
lich geplant ist. Obwohl von dieser
Maßnahme eine ganze Reihe von
Beschäftigten in der Polizei betrof-
fen sein werden, wurde der HPRP
bis zur Oktober-Sitzung nicht in-
formiert. Eine entsprechende
schriftliche Nachfrage vom 18. Sep-
tember blieb bis dato unbeantwor-
tet.

Gruppe 26: Statt auf dem 20.
Studiengang waren 26 KollegInnen
erst zum 21. Stg. zugelassen wor-
den. Da der 21. als erster Stg. keine
Führungsausbildung mehr vorsah,
wurde nun das erste Führungsmodul
mit den 26 durchgeführt. Jürgen
Scholz (ISM) und Heinz Werner
Gabler (HPRP) diskutierten mit der
Gruppe die Beseitigung möglicher
Benachteiligungen. Hauptproblem:
Die meisten Vorgesetzten wissen
nicht einmal, dass das ISM die
Gleichstellung mit dem 20. Stg. an-
gewiesen hat. Das ISM wird dies
aufgreifen. Auf Vorschlag des HPRP
wird das Schreiben in die Personal-
akten der 26 aufgenommen werden.

Das ISM teilt mit, dass die Fünf-
Sterne-Regelung auch gegen das
Votum des HPRP eingeführt wird.

Am 6. und 7. November 2002
finden bei den Polizeipräsidien die
ersten Wahlen zur Jugend- und
Auszubildendenvertretungen
statt – Konsequenz aus der Ände-

rung der Zuständigkeit für die Ein-
stellungen von der LPS hin zu den
Präsidien im 26. Studiengang. Das
ISM bestellte Ralf Schreiber in

den Hauptwahlvorstand. Auch die
JAV des 24. und 25. Stg. bei der FH
wird neu gewählt.

Das ISM informierte den HPRP
über die Prüfung der Polizeizulage
durch den Landesrechnungshof.
Die Prüfung sei rein summarisch.
Streichungen seien nicht geplant. Der
HPRP bleibt skeptisch.

Helmut Knerr  stellte die Ab-
ordnungsbelastung der BePo dar.
Durch eine Vielzahl von Einzel-
maßnahmen werde der Einzeldienst
durch 73 Ersatzkräfte dauerhaft un-
terstützt. 40 KollegInnen seien zum
Schutz von US-Einrichtungen ein-
gesetzt. Dies stelle die Einsatz-
fähigkeit der BePo zunehmend in

Frage. Ferner setze sich der Perso-
nalrat der BePo für eine gerechtere
Versetzungs- / Abordnungspraktik
ein.

Viele KollegInnen interessierten
sich für die Teilnahme am zivilen
Krisenmanagement der EU, der Bil-
dung der multinationalen Polizei-
mission steht aus rheinland-pfäl-
zischer Sicht nichts mehr im Wege.
Derzeit geht das ISM von 16 Teil-
nehmern an Missionen aus. Ein gro-
ßes Lob: Bis November 2004 wur-
den die Kontingentwechsel unter
Berücksichtigung persönlicher und
dienstlicher Belange mit den Bewer-
bern abgesprochen.

Den Ausschreibungsmodalitäten
für die Bewerbung zum höheren
Dienst hat der HPRP zugestimmt.
Änderungen ergaben sich aus der
Neufassung des § 15 LaufbahnVO.

Die endgültige Einführung des
elektronischen Fahrtenbuchs
verzögert sich wegen technischer
Probleme. Der Probelauf wurde bis
zum 31. Januar 2003 verlängert.

Das „Rundschreiben über das
Erscheinungsbild der Polizei so-
wie das Tragen der Dienstklei-
dung“ wurde vom HPRP abge-
lehnt. Man stimme mit den vom
ISM formulierten Grundsätzen
überein. In neun Einzelpunkten
lehnt der HPRP die neue Vorschrift
jedoch ab.

Zugestimmt hat der HPRP der
Einrichtung einer Projektgruppe
„Qualitätsverbesserung polizeili-
cher Arbeit“. Sie steht unter der
Leitung des ISM und wird zunächst
Prioritäten ihrer Vorgehensweise er-
arbeiten, berichtete IDP Werner
Blatt  dem HPRP. Es solle keine neue
Instanz geschaffen werden, sondern
Eigenkotrolle verbessert und Fremd-
kontrolle optimiert werden.

Die Vorlage ‚Führen von
Mitarbeitergesprächen mit den
Dozenten an der FH‘ wurde zu-
rückgestellt. Zunächst soll die Mei-
nung von Dozenten und der FH er-
kundet werden.

Den Errichtungsanordnungen
„Sportveranstaltungen“ und
„Falschgeld“ stimmte der HPRP zu.

Dieter Kronauer (Arbeiter),
Annemarie Grindel (Angestellte),

Ernst Scharbach (Beamte)

JAV-WAHLENJAV-WAHLENJAV-WAHLENJAV-WAHLENJAV-WAHLEN

Biss muss seinBiss muss seinBiss muss seinBiss muss seinBiss muss sein
Die Gewerkschaft der Polizei

ruft zur Wahl der Jugend- und
Auszubildendenvertretungen
(JAV) auf!  Slogan der GdP unter
dem Logo eines Hai: Biss muss sein.
So verstehen wir engagierte Jugend-
arbeit in der JAV.

Am 6. und 7. November 2002
wählen erstmals bei den fünf Poli-

zeipräsidien die in der Ausbildung
stehenden Kolleginnen und Kolle-
gen des 26. Studienganges die JAV
bei ihrem Polizeipräsidium. Für die
Kolleginnen und Kollegen des 24.
und 25. Studienganges wird eine
JAV bei der LPS/FHöV gebildet. Alle
Wahlberechtigten zusammen wäh-
len darüber hinaus ihre JAV-Stufen-

vertretung beim ISM. Die JAV wird
von allen Kolleginnen und Kollegen
gewählt, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben.

Wer eine starke JAV will,
wählt Liste GdP!
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Solidarität – WSolidarität – WSolidarität – WSolidarität – WSolidarität – Wozu brozu brozu brozu brozu brauchen wir Geauchen wir Geauchen wir Geauchen wir Geauchen wir Gewwwwwerererererk-k-k-k-k-
schafschafschafschafschafttttten?en?en?en?en?

Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen,

in einer Zeit, in der Einsparun-
gen groß geschrieben werden, über
private Altersvorsorge laut nachge-
dacht wird, die Gesundheitsfürsorge
und – Vorsorge immer weiter abge-
baut wird, kurz, in der die sozialen

Errungenschaften nach  und nach
beschnitten werden, wird es immer
bedeutsamer, sich gemeinsam dage-
gen zur Wehr zu setzten. Wie anders
sollte man dies tun, als in einer star-
ken Gewerkschaft, mit der man sich
für diese Belange einsetzt, denn nur
miteinander ist es möglich, ein ent-
sprechendes Gegengewicht zur
Meinungsbildung der politischen
Entscheidungsgremien darzustellen.
Immer mehr Menschen können die
Schutzfunktionen der Gewerk-
schaften nicht erkennen und fühlen
sich durch die Politik nicht angespro-
chen. Zu sehr steht die Individuali-
sierung im Vordergrund. Jeder möch-
te, dass seine Probleme erkannt und
gelöst werden und nicht etwa hinter
kollektiven Interessen zurückste-
hen. Dabei ist Ziel und Zweck der
Gewerkschaften, die beruflichen,
wirtschaftlichen, ökologischen, so-
zialen und kulturellen Interessen der
Beschäftigten zu vertreten.
Insbesondere erstrebt sie die Ver-

besserung der allgemeinen Arbeits-
und Lebensbedingungen sowie des
Beamten- und Arbeitsrechts. Häu-
fig gelingt es nur durch gemeinsame
Aktionen, den Gesetzgeber zu ei-
nem Tun oder Unterlassen zu be-
wegen. Die GdP hat dies in vielen
Fällen eindrucksvoll bewiesen. Vie-
le Beispiele belegen, dass es eben
nur durch die Bündelung der Kräfte
gelingt, eigene Ziele durchzusetzen.
Auch oder gerade in Rheinland-
Pfalz haben wir gute Erfahrungen
gemacht, mit der GdP unsere Inter-
essen durchzusetzen und die politi-
schen Entscheidungsträger für die
Umsetzung unserer Modelle zu
überzeugen. Das Erreichen der Ent-
scheidung für die Umsetzung der
zweigeteilten Laufbahn ist ein Bei-
spiel für eine zielgerichtete und kon-
tinuierliche Überzeugungsarbeit.
Dennoch hört man oft Aussagen
wie: “Was macht eigentlich meine
Gewerkschaft für mich?“ Oder die
noch dreistere Variante:  „Ich brau-

che keine Gewerkschaft, schließlich
bin ich von allein Kommissar gewor-
den“. Dies scheint deutlich zu ma-
chen, dass die gut alte
Gewerkschaftsidee untergegangen
zu sein scheint, zumindest nicht
mehr so wahrgenommen wird, wie
seinerzeit bei den Gründungs-
mitgliedern. Wer wirklich glaubt,
ohne Gewerkschaften auszukom-
men, der möge doch zur Sicherheit
nachlesen, was diese GdP in den letz-
ten 50 Jahren erreicht hat. Und wer
soll diese Arbeit in Zukunft leisten?
Wie wäre es dann mit Mitmachen,
Einmischen?  Also ran an die Ar-
beit. Es gibt wirklich noch viel zu
tun.

In diesem Sinne,
euer

Heinz Blatt, Vorsitzender der
Seniorengruppe

Einigkeit ein festes Band, hält
zusammen Jung und Alt.

Ferien, Ferien, schöne Zeit – die
Koblenzer Seniorengruppe der GdP
reiste gar nicht weit. Nicht immer
muss man in die Ferne schweifen,
um ein fröhliches Fest zu feiern.
Sommer, Lebenslust und eine Super-
laune prägten das diesjährige Grill-
festival in der herrlich gelegenen
Freizeitanlage der
Falckensteinkaserne in Lützel, wel-
ches zum 10. Mal in Folge (also ein
kleines Jubiläum) bei großer Betei-
ligung stattfand. Freut euch des Le-
bens zu jeder Jahreszeit, ob die Son-
ne scheint, ob es regnet oder schneit.
Schön ist das Leben, wenn du dir
sicher bist, dass das auch Freund-
schaft ist. Wieder einmal war es so-
weit: die Senioren der GdP-KG
Koblenz, freuten sich auf eine Grill-

KREISGRUPPE PP/PD KOBLENZKREISGRUPPE PP/PD KOBLENZKREISGRUPPE PP/PD KOBLENZKREISGRUPPE PP/PD KOBLENZKREISGRUPPE PP/PD KOBLENZ

111110 Jahre Sommer0 Jahre Sommer0 Jahre Sommer0 Jahre Sommer0 Jahre Sommerfffffesesesesesttttt
party, die unter der bewährten Lei-
tung von Josef Baus in –belle
confluentia- stand. Der Duft von
brutzelndem Fleisch schwebte in der
Luft und das Ehepaar H. und G.
Lohner am Grill hatte alles sicher
und umweltbewusst  im Griff (so
auch das Wetter), sorgten für
Köstlichkeiten und prickelnde
Durstlöscher hoben die Stimmung
und machten es möglich, dass alle
gestärkt das vielfältige und abwechs-
lungsreiche Angebot in vollen Zü-
gen genießen konnten. Es war ein
echtes Fest für die Gaumen. Jeder,
für den die einzigartige Kombinati-
on in der Gestaltung und Beliebt-
heit wohl einmalig ist und schon er-
lebt hat, wird dieses Ereignis so
schnell nicht vergessen. Die Anwe-
senheit des Vorstands der Kreis-
gruppe mit Detlef Maurer zeigte

wieder einmal die große Verbunden-
heit zu den Senioren. Die Bilanz des
Treffens war sehr positiv und die
großen Erwartungen wurden durch
Josef Baus und Horst-Peter Birk
voll erfüllt. Ein „Danke“ und
„Prosit“ auf die kurzweiligen Stun-
den im Kreis der Seniorenfamilie
und darauf, dass wir weitermachen.
Den Organisatoren und vielen Hel-
fern zum Gelingen des Sommerfestes
sei ein herzlicher Dank für die
selbstlose und ehrenamtliche Tätig-
keit zum Wohle der Seniorengruppe.

- happy day – fit for life ! Gut,
dass es sie gibt – die GdP.

Willy Wagener

EhrungenEhrungenEhrungenEhrungenEhrungen

Der Bundesvorsitzende der
Seniorengruppe Heinz Blatt
zeichnet die Kollegen Hubert
Lohner, Josef Baus und Walter
Reuber für ihr besonderes Enga-
gement in der -Seniorengruppe
beim PP Koblenz mit der "Ehren-
mütze" der GdP aus. Es gratulie-
ren der Landesvorsitzende Ernst
Scharbach und das Mitglied des
Vorstandes Jürgen Peter

Heinz Blatt
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Gemütliches Beisammensein und Informati-Gemütliches Beisammensein und Informati-Gemütliches Beisammensein und Informati-Gemütliches Beisammensein und Informati-Gemütliches Beisammensein und Informati-
onen aus erster Handonen aus erster Handonen aus erster Handonen aus erster Handonen aus erster Hand

KREISGRUPPE PD NEUSTADTKREISGRUPPE PD NEUSTADTKREISGRUPPE PD NEUSTADTKREISGRUPPE PD NEUSTADTKREISGRUPPE PD NEUSTADT

Einen besonderen Service für ihre
älteren Mitglieder bot die Kreis-
gruppe PD Neustadt im Rahmen
eines Gartenfestes, zu dem der Vor-
sitzende der Seniorengruppe Willi
Jausel am 20. Juli 2002 in seine
Gartenanlage  im Rothenbusch/
Neustadt eingeladen hatte. Die po-
sitive Resonanz auf das Angebot der
Kreisgruppe und die zahlreich er-
schienenen Seniorinnen und Senio-
ren sind ein Beweis dafür, dass die
GdP mit ihrem Angebot richtig lag.

Gesellig und informativ
Nach Begrüßung durch den Gast-

geber Willi Jausel, der sich über die
Anwesenheit des Bundessenioren-
vorsitzenden Heinz Blatt, seines
Stellvertreters auf Landesebene Uli
Knirr und des Vorsitzenden der
Seniorengruppe der Bepo Mainz
Fred Beuscher, sehr freute, gab der

Kreisgruppenvorsitzende Udo
Fremgen einen kurzen Überblick

über das, was sich seit der letzten
Zusammenkunft im Bereich der PD
Neustadt ereignet hat und versprach,
sich weiterhin intensiv um die Be-

lange der Seniorinnen und Senioren
zu kümmern.

Danach informierte Kollege
Heinz Blatt über aktuelle gewerk-
schaftliche Themen und ging
insbesondere auf die Kürzung und

Einsparungen im Versorgungs-
bereich, die Gesundheitsreform,
Höhe der Beihilfe und der
Krankenkassenbeiträge ein.

Nach aktuellen Informationen
ging man zum gemütlichen Teil über,
bei dem in echt pfälzer Atmosphäre
mit edlen Weinsorten, Bier und
Grillspezialitäten Erlebnisse aus der
aktiven Dienstzeit aufgewärmt und
Erfahrungen aus dem Pensionär-
leben ausgetauscht wurden. Ein be-
sonderer Dank gilt Willi Jausel, sei-
ner Frau und der Kreisgruppe PD
Neustadt für diese gelungene Ver-
anstaltung

Heinz Blatt
Senioren der KG PD Neustadt

Anzeige

************************************************
„Weihnachtliches Dresden“

Für unsere Fahrt
vom 12. – 15. Dezember 2002

mit Armin Hofschulte
sind nur noch wenige Plätze frei!!!!

*****************************************************

UnserUnserUnserUnserUnser e Gre Gre Gre Gre Gr uppenruppenruppenruppenruppenr eisen 2003eisen 2003eisen 2003eisen 2003eisen 2003

13.04.03 – 17.04.0313.04.03 – 17.04.0313.04.03 – 17.04.0313.04.03 – 17.04.0313.04.03 – 17.04.03 „Eisland der Wikinger“ - Reykjavik: Feuer und Eis -„Eisland der Wikinger“ - Reykjavik: Feuer und Eis -„Eisland der Wikinger“ - Reykjavik: Feuer und Eis -„Eisland der Wikinger“ - Reykjavik: Feuer und Eis -„Eisland der Wikinger“ - Reykjavik: Feuer und Eis -

29.04.03 – 06.05.0329.04.03 – 06.05.0329.04.03 – 06.05.0329.04.03 – 06.05.0329.04.03 – 06.05.03 „Land der Beduinen“- J„Land der Beduinen“- J„Land der Beduinen“- J„Land der Beduinen“- J„Land der Beduinen“- J ororororor danien:danien:danien:danien:danien:  P P P P Petretretretretr a und a und a und a und a und TTTTTotes Meerotes Meerotes Meerotes Meerotes Meer -----

19.07.03 – 22.07.0319.07.03 – 22.07.0319.07.03 – 22.07.0319.07.03 – 22.07.0319.07.03 – 22.07.03 „Alles „Alles „Alles „Alles „Alles WWWWWalzalzalzalzalz er“- er“- er“- er“- er“- WWWWW ien:ien:ien:ien:ien:  Sc Sc Sc Sc Sc hmäh und Schmäh und Schmäh und Schmäh und Schmäh und Sc hmarhmarhmarhmarhmar r’n -r’n -r’n -r’n -r’n -

22.10.03 – 29.10.0322.10.03 – 29.10.0322.10.03 – 29.10.0322.10.03 – 29.10.0322.10.03 – 29.10.03 „Insel im Lic„Insel im Lic„Insel im Lic„Insel im Lic„Insel im Lic hterhterhterhterhter meer“ - Sizilien –meer“ - Sizilien –meer“ - Sizilien –meer“ - Sizilien –meer“ - Sizilien –

Gerne senden wir Ihnen die genauen Reiseverläufe zu!
Info unter 06131-96009-23/-24 und e-mail  buero@psw-reisen.de
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Neuer LeitNeuer LeitNeuer LeitNeuer LeitNeuer Leitererererer

RUHESTANDSVERSETZUNGENRUHESTANDSVERSETZUNGENRUHESTANDSVERSETZUNGENRUHESTANDSVERSETZUNGENRUHESTANDSVERSETZUNGEN STERBEFÄLLESTERBEFÄLLESTERBEFÄLLESTERBEFÄLLESTERBEFÄLLE

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken
bewahren.

LESERBRIEFLESERBRIEFLESERBRIEFLESERBRIEFLESERBRIEF

Neues DienstgebäudeNeues DienstgebäudeNeues DienstgebäudeNeues DienstgebäudeNeues Dienstgebäude

Als junger Gendarm war ich 1967
bei der Gendarmeriestation Wolfs-
tein bedienstet. Dort wurde ich auf
ein Buch (evtl. Loseblattsammlung)
aufmerksam, in dem mehrere her-
ausragende Kriminalfälle in Deutsch-
land aufs Genaueste beschrieben
waren.

Unter anderem wurde in dem
Buch ein Mordfall an einem jungen
Mädchen aus Münchwies/Saarland
in den 50iger Jahren erwähnt.

Dieses Buch suche ich und ob-
wohl ich schon mehrere Kollegen auf
den verschiedensten Dienststellen
angerufen habe, konnte mir bisher
keiner weiterhelfen.

Vielleicht kann mir nun eine
Leserin, ein Leser von Deutsche
Polizei helfen.

Hinweise bitte an Karl
Lothschütz, Polizeiwache Schönen-
berg-Kübelberg.

Volker Collet, Vorsitzender der
GdP-Kreisgruppe, Gerhard Rem-
met, Personalratsvorsitzender in der
PD Bad Kreuznach sowie Bezirks-
gruppen- und Gesamtpersonalrats-
vorsitzender Horst Vinhoven be-
suchten Polizeioberrat Reiner
Hamm in Bad Kreuznach.

Professionelle, konsequente und
bürgernahe Polizeiarbeit, bei der aber
auch die Menschlichkeit nicht zu
kurz kommen dürfe; so beschrieb
Hamm sein berufliches Credo.
Leitbildorientiertes Führungs-
verhalten, so erfuhren die GdP-Leute
vom neuen Leiter der PI Bad
Kreuznach, sei nicht bloßes Schlag-
wort, sondern Selbstverständlich-
keit.

Horst Vinhoven wünschte POR
Hamm eine gute Hand und viel Er-

Walter Zuber übergibt neues
Dienstgebäude für Polizeipräsi-
dium Trier

Im feierlichen Rahmen übergab
Innenminister Walter Zuber das neue
Dienstgebäude für das Polizeiprä-
sidium Trier. „Die offizielle Über-
gabe dieses Dienstgebäudes ist für
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Polizeipräsidiums sowie für
die Bevölkerung von Trier ein be-
deutendes Ereignis“, sagte Zuber
und hob den großen Vorteil der zen-
tralen Lage inmitten der Stadt hervor.

Als besonders erfreulich wertete
Zuber, dass das neue Dienstgebäude
im Rahmen einer Konversions-
maßnahme entstanden ist. Im Zuge
der umfassenden Sanierung der ehe-
maligen Behausung der französi-

schen Garnison sei es gelungen,
ehedem militärisch genutzte Räume
einer sinnvollen Anschlussnutzung
zuzuführen. „Dies ist sichtbarer
Ausdruck des entschiedenen Wil-
lens der Landesregierung und des
Landesbaubetriebes, Dienstgebäude
am bewährten Standort zu erhalten
und sie städtebaulich einfühlsam an
ihre historisch gewachsene Umge-
bung anzupassen“, so Zuber. Immer
dann, wenn die vorhandenen räum-
lichen, substanziellen und taktischen
Voraussetzungen es zulassen, sei
diese Lösung selbstverständlich dem
Neubau vorzuziehen, schon um die
Versiegelung weiterer Flächen zu
verhindern. Im Rahmen dieser Maß-
nahme seien insgesamt rund 6 Mil-
lionen Euro in die regionale Wirt-

schaft geleitet worden.
Der Innenminister lobte Trier für

seine Bemühungen, die Landesregie-
rung bei der wichtigen Aufgabe der
Konversion zu unterstützen. Die
Umwandlung von militärisch ge-
nutzten Liegenschaften in zivile
Nutzung stelle noch immer eine der
großen Herausforderungen für die
Landesregierung dar. Mit dem Ab-
zug der Streitkräfte und der Freiga-
be zahlreicher Liegenschaften sei die
Stadt Trier als vormals größte fran-
zösische Garnison im Lande
besonders betroffen gewesen. Trier
habe jedoch die Konversion als Chan-
ce genutzt und sei neben Landau die
einzige Stadt in Rheinland-Pfalz ge-
wesen, die von vornherein einen
systematischen Entwicklungs-

prozess in Gang gesetzt habe.
„Zahlreiche Konversionsprojekte
sind bereits abgeschlossen und ha-
ben der Stadtentwicklung positive
Impulse verliehen“, sagte Zuber.

Minister Zuber dankte allen, die
sich für die Erweiterung des Poli-
zeipräsidiums an dieser Stelle ein-
gesetzt haben und übergab das
Dienstgebäude mit den Worten:
„Das Gebäude dient schon jetzt als
Symbol für eine liebenswerte, at-
traktive, vor allem aber sichere Stadt
Trier, in der sich Einwohnerschaft
und Gäste täglich aufs Neue freund-
lich begegnen“.

POLIZEIPRÄSIDIUM TRIERPOLIZEIPRÄSIDIUM TRIERPOLIZEIPRÄSIDIUM TRIERPOLIZEIPRÄSIDIUM TRIERPOLIZEIPRÄSIDIUM TRIER

folg in seinem neuen Amt, das auch
die stellvertretende Leitung der
Polizeidirektion beiinhaltet. Na-
mens der GdP übergab er ein

Begrüßungspräsent der Bezirks-
gruppe PP Mainz.

Rainer Lehnert, PP/PD Mainz, Juni 02
Ewald Müller, PD Trier, Sept.02
Hans-Georg Müller, PD Pirmasens, Okt.02
Otto Hermann Werner, PP/PD Mainz, Okt.02
Reinhold Retterath, LKA, Okt.02
Dieter Befort, Wasserschutzpolizei, Okt.02
Walter Knon, BePo Enkenbach, Okt. 02

Hans Günter Adam, PP Trier, 52 Jahre
Lothar Neumann, PP/PD Mainz, 57 Jahre
Hans Lambert, Vorderpfalz, 45 Jahre
Klaus Dieter Werthenbach, PP/PD Koblenz, 49 Jahre
Herbert Schäfer, Vorderpfalz, 75 Jahre
Gerhard Schu, PD Trier, 54 Jahre

V.l.n.r.: Reiner Hamm, Volker Collet, Gerhard Remmet und
Horst Vinhoven


